
 

 

Stadtamt Braunau am Inn  
Stadtplatz 38, 5280 Braunau am Inn 

 
 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 
 
über die am Mittwoch, den 18. März 2026, im Veranstaltungszentrum stattgefundene Sit-
zung des  
 

G e m e i n d e r a t e s 
 
Beginn: 18.00 Uhr Ende: 20.14 Uhr 
 
Vorsitzender: Bgm. Mag. Johannes Waidbacher 
 
Gemeinderatsmitglieder: 
ÖVP-Fraktion: Vbgm. Alfred Hermann, StR Dir. Josef Knauseder MSc MMBA, StR HR Mag. 
Eva Gaisbauer, GR Mag. Dr. Ramona Eberl, GR Doris Haubentrath, GR Nina Bernroithner, GR 
Stefanie Stoffle, GR Gerhard Bruckbauer, GR Anna Stoiber, GR Zoran Šijaković, GR Mag. 
Matthias Kritzinger BA MA, GR DI Markus Dutzler 
Entschuldigt: GR Wolfgang Höfelsauer, GR Anton Bernroithner, GR Marco Baccili B.Sc. 
Ersatz: GRE Manfred Obermayr (für GR Höfelsauer), GRE Richard Kühholzer (für GR A. Bern-
roithner), GRE Mag. Gerald Hamminger (für GR Baccili) 
 
SPÖ-Fraktion: Vbgm. DI Wolfgang Grabner-Sittenthaler, GR LAbg. Gabriele Knauseder MSc, 
StR Mag. Martina Schäfer, GR Rudolf Eiblmaier, GR Manfred Offenhuber, GR Rudolf Streit-
berger, GR Demil Omerovic  
Entschuldigt: GR Heinz Karl Strobl 
Ersatz: GRE Alexander Asen 
 
FPÖ-Fraktion: StR Mag. Ing. Gerhard Haberfellner, GR Bettina Bachinger, StR Ing. Hans Pill, 
GR Christian Bachinger, GR Alexander Ranftl,  
Entschuldigt: GR Alexander Lechner, GR Claudia Hochhuber 
Ersatz: GRE Robert Hofmann (für GR Lechner), GRE Edith Schilcher (für GR Hochhuber) 
 
GRÜNE-Fraktion: StR Günter Winterstätter, GR Elke Gapp, GR DI Mag. Manfred Hackl, 
GR Elma Pandžić, GR Siegfried Schindlmaier,  
Entschuldigt: GR Philipp Bauer 
Ersatz: GRE Helga Hackl 
 
Anwesende Gemeindebedienstete: 
AD-Stv. Dr. Gerald Sturmayr, FD Mag. Jakob Außerhuber, BD Dipl. Ing. Karl Schug,  
Gisela Lahner 
 
Schriftführerin: Gisela Lahner  



2 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Gemeinderatssitzung und stellt fest, dass  
a) die Sitzung gemäß § 45 Abs. 4 Oö. GemO 1990 idgF. ordnungsgemäß kundgemacht und 

einberufen wurde, 
b) die Beschlussfähigkeit gegeben ist und  
c) die Verhandlungsschrift der letzten Gemeinderatssitzung vom 11.12.2025 entsprechend 

den Bestimmungen des § 54 Abs. 4 Oö. GemO 1990 idgF. gefertigt und den einzelnen 
Fraktionen übermittelt wurde, im Rathaus zu den Amtsstunden aufgelegen ist und in 
dieser Sitzung aufliegt. Sie gilt als genehmigt, wenn bis Ende der Sitzung kein Einwand 
erhoben wird. 

 
 
 

A: 

I. Antrag gemäß § 46 Abs.2 der Oö. Gemeindeordnung: 

1. Antrag der SPÖ-Fraktion gem. § 46. Abs. 2 der Oö. Gemeindeordnung 1990 - 
Herzkatheter für unser Krankenhaus Braunau. Für eine sichere Versorgung im Notfall 
 
LAbg. Knauseder berichtet über den Tagesordnungspunkt. 
 
GR Gapp führt aus, dass bereits viele Punkte genannt worden seien, ihr jedoch beson-
ders wichtig sei zu betonen, dass Prävention das Um und Auf sei und dass vor allem in 
diesem Bereich investiert werden müsse, sodass tatsächlich jetzt mit Prävention be-
gonnen werde. Sie erklärt, dass die koronare Herzkrankheit nach wie vor die häufigste 
Todesursache im Land darstelle, da die meisten Menschen an deren Folgen sterben 
würden. Selbst wenn man jetzt intensiv in Prävention investiere, werde es dennoch 
zehn bis 20 Jahre dauern, bis entsprechende Erfolge sichtbar würden. In dieser Zeit 
brauche es jedoch für jene Menschen, die bereits an einer koronaren Herzkrankheit 
leiden, entsprechende Behandlungs- und Versorgungsmöglichkeiten. Sie verweist da-
rauf, dass der akute Herzinfarkt bereits thematisiert worden sei und dass hierbei der 
Faktor Zeit von entscheidender Bedeutung sei. Darüber hinaus gebe es jedoch ein wei-
teres wichtiges Thema: die Sekundärprävention bei koronarer Herzkrankheit, die häu-
fig über Herzkatheteruntersuchungen erfolge. In diesem Zusammenhang sei eine  
wohnortnahe Versorgung auch aus volkswirtschaftlicher Sicht sinnvoll. Weiters führt 
sie aus, dass es ebenfalls volkswirtschaftlich sinnvoll sei, vorhandene Ressourcen im 
Krankenhaus Braunau zu nutzen, da diese derzeit zumindest teilweise brachliegen wür-
den. Dies betreffe nicht nur die Kardiologie, sondern auch andere Bereiche. So wären 
beispielsweise im Bereich der großen Bauchchirurgie sowie in der Gefäßangiographie 
entsprechende Kompetenzen vorhanden. Aus unterschiedlichen Gründen – teils politi-
scher Natur, teils aufgrund anderer Zielsetzungen anderer Akteure, insbesondere des 
Krankenhauses Ried – würden diese jedoch nicht entsprechend genutzt. Sie betont, 
dass die Attraktivität des Standorts Braunau und des Krankenhauses als Arbeitgeber 
darunter leide, je weniger Leistungen dort angeboten werden könnten, was bereits 
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zuvor angesprochen worden sei. Aus ihrer eigenen beruflichen Erfahrung im Gesund-
heits- und Sozialbereich, in dem sie in ihrem gesamten Berufsleben tätig sei, und auf-
grund ihrer guten Vernetzung in verschiedenen Bereichen, könne sie bestätigen, dass 
diese Einschätzungen nicht lediglich von einzelnen Politikerinnen und Politikern stam-
men würden, sondern auch von ärztlichem sowie pflegerischem Personal im Kranken-
haus Braunau und sogar von Mitarbeitenden des Krankenhauses Ried an sie herange-
tragen worden seien. Sie weist zudem darauf hin, dass bereits jetzt ein akuter Mangel 
an Ärztinnen, Ärzten sowie Pflegepersonal bestehe. Je unattraktiver das Krankenhaus 
werde, desto weniger würden Ärztinnen und Ärzte dort ihre Ausbildung beziehungs-
weise ihren Turnus absolvieren. Gerade diese Personen seien es jedoch, die später 
häufig eine Allgemeinpraxis übernehmen würden. Abschließend erklärt sie, dass sich 
hier ein Kreislauf schließe, da Allgemeinmedizinerinnen und Allgemeinmediziner eine 
zentrale Rolle in der Betreuung von Patientinnen und Patienten mit koronarer Herz-
krankheit einnehmen würden. Diese seien für die Einstellung des Blutdrucks, die Dia-
betesbehandlung sowie die Kontrolle der Blutfettwerte verantwortlich und würden die 
betroffenen Menschen kontinuierlich begleiten und auf ihre Erkrankung aufmerksam 
machen. Aus diesen Gründen könne sie die Petition vollumfänglich unterstützen. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP I/1 ab-
stimmen. 

Antrag: 
Der Bürgermeister möge in einem Schreiben an Frau LH-Stv.in Mag. Christine Haber-
lander die dringliche Forderung nach einem Herzkatheter für das Krankenhaus Brau-
nau unterstreichen.  
Wir zahlen im Bezirk Braunau Krankenanstaltenbeiträge in gleicher Höhe wie andere 
Gemeinden in Oberösterreich. Deshalb fordern wir auch im ländlichen Raum eine Ver-
sorgung in gleicher Qualität wie anderorts. Die Gesundheitsversorgung darf nicht von 
der Postleitzahl abhängen.  
Aus diesem Grund bitten wir den Bürgermeister, bei Gesundheitsreferentin LH-Stv.in 
Haberlander eine schriftliche Stellungnahme zu folgenden Themen einzufordern: 
- Warum wird in Standorte investiert, an denen die Herzkatheterversorgung bereits ge-
geben ist? 
- Kann LH-Stv.in Haberlander ausschließen, dass es aufgrund der großen Entfernungen 
nach Wels od. Linz, ein erhöhtes Risiko für Patientinnen und Patienten aus Braunau am 
Inn durch Probleme beim Transport gibt? 
- Kann LH-Stv.in Haberlander garantieren, dass es durch das fehlende Großgerät zu kei-
ner Abwanderung der im Krankenhaus Braunau beschäftigten Spezialisten in andere 
Krankenhäuser kommt? 
- Kann LH-Stv.in Haberlander gewährleisten, dass genügend geschultes Personal für ei-
nen Einsatz eines Rettungshubschraubers 24/7 im Bezirk Braunau zur Verfügung steht, 
um einen tatsächlich adäquaten Ausgleich zu einem Herzkatheter im Krankenhaus 
Braunau zu schaffen? 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an Bgm-Sekr. am 19.03.2026 / La 
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II. Anträge des Bürgermeisters: 

1. Offene Abstimmung gem. § 52 Oö. Gemeindeordnung 1990 für nachfolgende Wahl 
(gesamter Gemeinderat, Einstimmigkeit erforderlich) 
 
Bgm. Mag. Waidbacher berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/1 abstimmen. 

Antrag: 
Offene Abstimmung gem. § 52 Oö. Gemeindeordnung 1990 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  

2. Nachwahl der Grünen-Fraktion 
(Fraktionswahl, absolute Mehrheit der anwesenden Fraktionsmitglieder) 
 
Bgm. Mag. Waidbacher berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/2 abstimmen. 

Antrag: 
a) Herr StR Günter Winterstätter wird als Mitglied in den Kulturausschuss gewählt.  
b) Herr GR DI Mag. Manfred Hackl wird als Ersatzmitglied in den Planungsausschuss 

gewählt.  
c) Frau GRE Helga Hackl wird als Mitglied in den Sozialausschuss gewählt. 
d) Frau GR Elke Gapp wird als Mitglied in den Prüfungsausschuss gewählt.  
e) Herr GRE Friedrich Schmid wird als Ersatzmitglied in den Prüfungsausschuss ge-

wählt.  

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (durch GRÜNE-Fraktion) 
 
an Bgm-Sekr. am 19.03.2026 / La 
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3. Personalbeirat I und II; Neubestellung 

 
Bgm. Mag. Waidbacher berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/3 abstimmen. 

Antrag: 
a) Auf Vorschlag vom 23. Februar 2026 wird Frau Michaela Friedl als Ersatzmitglied 

des Personalbeirats I bestellt. Die neue Zusammensetzung des Personalbeirats I ist 
dann wie folgt: 
Mitglieder:  Ersatzmitglieder: 
van Dyck Heinz Friedl Michaela 
Hargassner Rafaela Mutter Michaela 

b) Auf Vorschlag vom 23. Februar 2026 wird Frau Michaela Friedl als Mitglied des 
Personalbeirats II bestellt. Die neue Zusammensetzung des Personalbeirats II ist 
dann wie folgt: 
Mitglieder: Ersatzmitglieder: 
van Dyck Heinz Mutter Michaela 
Hargassner Rafaela Kronberger Gerlinde 
Friedl Michaela Ortner Martina 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an OEPE am 19.03.2026 / La 

4. Projekt „Haus der Verantwortung“; 
Grundsätzliche Befürwortung 
 
Bgm. Mag. Waidbacher berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/4 abstimmen. 

Antrag: 
Das Projekt „Haus der Verantwortung“ wird grundsätzlich befürwortet und positiv be-
wertet. Es sollen dem Verein 2 Jahre Zeit eingeräumt werden eine Finanzierung aufzu-
stellen, bis dahin werden Bemühungen der Stadt, das Stadttheater zu verkaufen, aus-
gesetzt. Eine dahingehende Vereinbarung soll mit dem Verein ausgearbeitet werden. 
Klargestellt wird, dass der Stadtgemeinde Braunau am Inn keine finanziellen Belastun-
gen durch das Projekt entstehen dürfen.  

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GR Haubentrath) 
 
an Ib am 19.03.2026 / La 
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III. Anträge des Finanzausschusses: 

1. Voranschlag für das Haushaltsjahr 2026 

Antrag: 
Voranschlag: 
- Der vorliegende Voranschlag 2026 (Entwurf 01.03.2026) wird gemäß § 76 Oö. 

Gemeindeordnung 1990 idgF. beschlossen. 
- Der vorliegende Dienstpostenplan Stand 01.01.2026 bildet einen Bestandteil des 

Voranschlages und wird genehmigt. 
- Für die Buchhaltungskonten im Bereich 12 (sonstige Investitionen, Instandhal-

tungen, Sachausgaben Kontenklasse 4, Post- und Telekommunikationsdienste) ist 
eine haushaltswirtschaftliche Sperre in der Höhe von 15 % der Inanspruchnahme 
der Voranschlagsbeträge bis zum 1. Oktober des Jahres einzurichten (§ 14 Oö. 
GHO). 

- Hinsichtlich der Vermietung von gemeindeeigenen Gebäuden wird bis Herbst 
2026 eine angepasste Tarifordnung erarbeitet. 

- Hinsichtlich der Vermietung/Verwendung von gemeindeeigenen Gebäuden wird 
bis Herbst 2026 ein Nutzungskonzept (inkl. Einsparungszielen bzw. -maßnahmen) 
erarbeitet. 

 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
StR Ing. Pill erklärt, dass er sich heute sehr kurz halten werde und nicht näher auf die 
Zahlen eingehen werde, da diese bereits für sich genommen schlimm genug seien. Er 
erklärt, dass es seiner Fraktion bei ihrer Entscheidung im Wesentlichen darum gehe, 
dass die Stadtgemeinde Braunau ohne ein beschlossenes Budget faktisch handlungsun-
fähig sei und bei jeder Ausgabe auf die Zustimmung aus Linz angewiesen wäre. Mit ei-
nem beschlossenen Budget, auch wenn es sich dabei um ein Härteausgleichsbudget 
handle, bestehe hingegen eine gewisse Handlungsfähigkeit. Dadurch sei es möglich, im 
bescheidenen Rahmen weiterhin die Gemeinde sowie Vereine – sowohl Sportvereine 
als auch Sozialvereine – zu unterstützen, wenn auch entsprechend den finanziellen 
Möglichkeiten angepasst. Aus diesem Grund habe sich seine Fraktion dazu entschlos-
sen, dem Budget ausnahmsweise zuzustimmen. 
 
GR Mag. Kritzinger führt aus, dass er sich dazu durchgerungen habe, sich – wie er es 
sich grundsätzlich immer vornehme – möglichst kurz zu halten. Er habe sich im Vorfeld 
überlegt, wie er beginnen könne, und halte fest, dass es bereits eines der wichtigsten 
Dinge sei, überhaupt ein Budget zu haben. Im Dezember habe man noch feststellen 
müssen, dass dies nicht gelungen sei. Er richtet seinen Dank an Herrn FD Mag. Außer-
huber und dessen Team für die geleistete Arbeit und bedankt sich ebenso bei allen 
weiteren Beteiligten. Er betont, dass bei einer weniger gut funktionierenden Zusam-
menarbeit die Situation sicherlich anders aussehen würde. Er verweist darauf, dass 
Herr StR Knauseder bereits zahlreiche Zahlen genannt habe, und führt aus, dass er sich 
– auch aufgrund seiner beruflichen Nähe zur Bildung – insbesondere die Zahlen in die-
sem Bereich angesehen habe. Für die Schulen würden trotz der schwierigen finanziel-
len Lage rund 3,2 Millionen Euro aufgewendet. Für die Kindergärten seien insgesamt 
5,4 Millionen Euro vorgesehen, wobei etwa 2 Millionen Euro vom Land Oberösterreich 
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getragen würden und rund 3,3 Millionen Euro bei der Gemeinde verbleiben würden. In 
den Kindergärten würden sich gerundet etwa 500 Kinder befinden, in den Schulen 
rund 1.400 Schülerinnen und Schüler. Besonders erfreulich sei für ihn, dass es gelinge, 
im Sommer trotz der angespannten finanziellen Situation rund 500.000 Euro in die Kin-
dergärten zu investieren. Er berichtet, dass er die große Freude der Pädagoginnen im 
Kindergarten Stadt weitergeben dürfe, die sich darüber ausgesprochen begeistert ge-
zeigt hätten, da nun selbst kleinere Verbesserungen – etwa die Platzierung von Steck-
dosen – möglich würden. Gerade solche Details würden große Freude bereiten. Er be-
tont, dass Bildung bereits im Kindergarten beginne, was ihm persönlich stets ein gro-
ßes Anliegen gewesen sei. Daher seien die genannten 5,4 Millionen Euro für den Kin-
dergartenbereich in Braunau, davon 3,3 Millionen von der Stadtgemeinde, besonders 
hervorzuheben. Er ergänzt, dass Bildung auch die Musikschule umfasse, für die rund 
160.000 Euro aufgewendet würden, auch wenn nicht ausschließlich Braunauer Schüle-
rinnen und Schüler diese besuchen würden. Ebenso sei die Bibliothek Teil des Bildungs-
angebots, wofür ebenfalls rund 160.000 Euro vorgesehen seien. Für Studierende seien 
zusätzlich 22.500 Euro budgetiert. Insgesamt ergebe sich – inklusive der Leistungen des 
Landes – ein Betrag von rund 9 Millionen Euro im Budget; ohne die Landesmittel seien 
es etwa 7 Millionen Euro, die von der Gemeinde selbst für Kinder und Jugendliche auf-
gebracht würden. Dies sei ihm ein besonderes Anliegen 
Im Übergang zur Jugend führt er aus, dass auch für Jugendvereine Mittel bereitgestellt 
würden. Trotz wiederkehrender Diskussionen über deren Förderung halte er dies für 
wichtig. Für Jugendvereine seien rund 170.000 Euro vorgesehen. 
Er betont, dass die Situation weiterhin herausfordernd bleibe und es wesentlich sei, 
die im Strukturbeirat beschlossenen Sparmaßnahmen konsequent umzusetzen und 
weiter voranzutreiben. Es seien bereits neue Termine im Strukturbeirat mit zusätzli-
chen Ideen in Vorbereitung. Rückblickend bedankt er sich für die Zusammenarbeit im 
vergangenen Jahr im Strukturbeirat, die er als sehr positiv erlebt habe, und äußert die 
Hoffnung auf eine ebenso konstruktive Fortsetzung. Abschließend bringt er als Frakti-
onsobmann ein persönliches Anliegen vor und spricht dem Bürgermeister seinen Dank 
sowie seine Gratulation aus. Er hebt hervor, dass dieser in den vergangenen Wochen 
und Monaten gemeinsam mit seinem Team intensiv und unermüdlich im Sinne der 
Bürgerinnen und Bürger mit dem Land Oberösterreich im Zusammenhang mit dem 
Härteausgleich verhandelt habe. Dies sei aus seiner Sicht eine äußerst anspruchsvolle 
Aufgabe gewesen, die von zahlreichen Abstimmungen begleitet gewesen sei. Er be-
schreibt die Verhandlungen als herausfordernd, jedoch stets konstruktiv geführt. Der 
Bürgermeister habe es geschafft, die freiwilligen Leistungen – die bereits ausführlich 
thematisiert worden seien – auf ein aus seiner Sicht vertretbares Maß zu reduzieren, 
sodass dennoch Mittel für Vereine verbleiben würden. Als wesentlichen Faktor nennt 
er die guten Kontakte des Bürgermeisters zu den zuständigen Stellen in Linz, wodurch 
Gespräche auf Augenhöhe möglich gewesen seien und letztlich ein möglichst gutes Er-
gebnis für die Stadt erzielt worden sei. Abschließend bedankt er sich nochmals beim 
Bürgermeister für dessen Einsatz und äußert die Hoffnung, dass es in absehbarer Zeit 
wieder möglich sein werde, ein reguläres Budget zu erstellen. 
 
GR DI Mag. Hackl erörtert, dass es bereits seit über einem Jahr absehbar gewesen sei, 
dass die Stadtgemeinde Braunau in den Härteausgleich schlittern werde. Man habe be-
reits vor einem Jahr in mehreren Sitzungen des Strukturbeirates mit dem damaligen 
Ziel begonnen, diesen Härteausgleich noch zu vermeiden. Damals habe man sich vor-
genommen, Einsparungen beziehungsweise Gebührenerhöhungen im Ausmaß von 
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einer Million Euro zu erreichen. Er hält fest, dass dieses Ziel in mehreren sehr intensi-
ven und teils schwierigen Diskussionsrunden tatsächlich erreicht worden sei, wobei 
jede Partei Maßnahmen zugestimmt habe, die auch spürbare Einschnitte bedeutet hät-
ten. Dennoch habe sich in weiterer Folge abgezeichnet, dass selbst dieses erhebliche 
Einsparungsvolumen und die zusätzlichen Einnahmen nicht ausreichen würden. Dies 
habe bei allen Beteiligten zu großer Enttäuschung geführt, da trotz der umfangreichen 
Bemühungen das angestrebte Ziel nicht erreicht worden sei. In der Folge seien die 
mühsamen Verhandlungen mit dem Land Oberösterreich aufgenommen worden. In 
diesem Zusammenhang spricht er seinen Dank an Herrn FD Außerhuber, den Bürger-
meister sowie an AD Reiter für deren Einsatz in den Verhandlungen aus. Das daraus re-
sultierende Paket sei insgesamt durchaus positiv zu bewerten, da sich das Land 
Oberösterreich in mehreren Punkten entgegenkommend gezeigt habe, insbesondere 
indem Budgetposten, die ursprünglich als freiwillige Leistungen eingestuft werden soll-
ten, letztlich aus dieser Bewertung herausgenommen worden seien. Er weist jedoch 
darauf hin, dass es sich dabei lediglich um eine befristete Entlastung handle, da viele 
dieser Zugeständnisse des Landes auf ein oder zwei Jahre begrenzt seien. Die Arbeit sei 
daher keineswegs abgeschlossen. Zwar verfüge man nun über ein Budget, jedoch sei 
dieses mit umfangreichen Auflagen verbunden, die in verschiedenen Bereichen Einspa-
rungen erforderlich machen würden. Konkret nennt er die Notwendigkeit, Nutzungs-
konzepte für gemeindeeigene Gebäude und Liegenschaften zu erarbeiten sowie Lösun-
gen für Sportvereine zu entwickeln, damit diese ihre Anlagen weiterhin sinnvoll nutzen 
können. Er warnt ausdrücklich davor, pauschale Kürzungen nach dem sogenannten 
„Rasenmäherprinzip“ vorzunehmen, etwa indem überall gleichermaßen 30 Prozent 
eingespart würden, da dies in manchen Bereichen dazu führen würde, dass Angebote 
von Vereinen nicht mehr aufrechterhalten werden könnten. Vielmehr sei es notwen-
dig, gezielt Schwerpunkte zu setzen. Dabei stelle sich die Frage, welche Leistungen ei-
ner Kommune so wichtig seien, dass sie weiterhin im bisherigen Ausmaß unterstützt 
werden sollten, und in welchen Bereichen – etwa bei bestimmten Veranstaltungen – 
Förderungen reduziert oder gänzlich entfallen könnten. Diese Prioritätensetzung 
werde aus seiner Sicht noch schwieriger sein als die Verhandlungen des vergangenen 
Jahres. Er führt weiter aus, dass es mehrere Punkte gebe, bei denen bislang keine Eini-
gung erzielt worden sei und die nun erneut aufgegriffen werden müssten. Als Beispiel 
nennt er die Stadtpolizei, die hohe Kosten verursache und bei der im Vorjahr keine Ei-
nigung über mögliche Einsparungen erzielt worden sei. Abschließend betont er, dass 
somit noch erhebliche Herausforderungen bevorstünden, und dies in einer Zeit, die un-
mittelbar vor der nächsten Gemeinderatswahl liege. Dies werde für alle Beteiligten 
eine schwierige Phase darstellen. Er äußert die Hoffnung, dass alle Verantwortlichen 
die notwendige Konsequenz und Ehrlichkeit aufbringen würden, um im Sinne der Stadt 
zu handeln, und warnt davor, im Vorfeld der Wahl unrealistische Versprechungen ge-
genüber den Bürgerinnen und Bürgern zu machen, die im Folgejahr nicht eingehalten 
werden könnten. Daher appelliert er abschließend an eine weiterhin konstruktive Zu-
sammenarbeit, auch im Hinblick auf den bevorstehenden Wahlkampf. 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler sagt, dass er bei der Rede von Herrn Kollegen Kritzin-
ger den Eindruck gehabt habe, es könne nach dem Motto „Ende gut, alles gut“ be-
trachtet werden, stellt jedoch klar, dass dies aus seiner Sicht leider nicht zutreffe. Bei 
Betrachtung der Zahlen sei in den kommenden Jahren keine wesentliche Verbesserung 
oder Veränderung zu erwarten. Man könne lediglich hoffen, dass die Kommunalsteuer 
auf dem derzeitigen Niveau bleibe. Die Rahmenbedingungen – etwa im 
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Zusammenhang mit größeren Betrieben wie AMAG oder HAI – seien allgemein be-
kannt, ebenso wie die Strukturen der Transferzahlungen zwischen Bund, Land und Ge-
meinden sowie die Ausgaben für den Sozialhilfeverband und den Krankenanstaltenbei-
trag. Er betont, dass nicht davon auszugehen sei, dass diese Ausgaben sinken würden; 
vielmehr sei eher zu erwarten, dass sie gleich bleiben oder weiter steigen würden. Da-
her stelle sich die grundsätzliche Frage, wie man aus dieser schwierigen Situation her-
auskommen könne. Zwar sei es durch die Verhandlungen des Bürgermeisters und sei-
ner Mitarbeitenden gelungen, Mittel aus dem Härteausgleichsfonds zu erhalten und 
damit ein Budget für das laufende Jahr zu sichern, jedoch bleibe unklar, wie die Situa-
tion in den Jahren 2027, 2028 und 2029 aussehen werde. Es erscheine derzeit schwer 
vorstellbar, unter den gegebenen Umständen wieder aus dem Härteausgleich heraus-
zukommen. Besonders verwunderlich sei für ihn, dass es trotz über 200 Härteaus-
gleichsgemeinden in Oberösterreich seitens des Landes keine deutlichen Signale oder 
Reaktionen gebe. Angesichts der Tatsache, dass sich ein erheblicher Teil der Gemein-
den in dieser Situation befinde, wäre aus seiner Sicht ein stärkerer politischer Impuls 
zu erwarten. Es könne nicht im Interesse der Landespolitik liegen, dass Gemeinden 
jährlich erneut verhandeln müssten, um ihre Budgets auszugleichen, da dies langfristig 
nicht tragfähig sei. Er erinnert in diesem Zusammenhang an den sogenannten Öster-
reichkonvent vor vielen Jahren, bei dem eine umfassende Neuordnung der Aufgaben-
verteilung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden diskutiert worden sei, auch wenn 
daraus letztlich nur begrenzte Ergebnisse hervorgegangen seien. Er spricht sich dafür 
aus, einen ähnlichen Prozess auf Landesebene – einen „Oberösterreich-Konvent“ – zu 
initiieren, bei dem Gemeinden und Land gemeinsam und auf Augenhöhe die Aufgaben-
verteilung neu verhandeln. Dies sei aus seiner Sicht ein wesentlicher Schritt, um lang-
fristig Lösungen zu finden. Er führt weiter aus, dass auch auf der Einnahmenseite keine 
kurzfristigen Verbesserungen zu erwarten seien, etwa durch einen sprunghaften An-
stieg der Kommunalsteuer. Zwar könne es theoretisch zur Ansiedlung eines großen Un-
ternehmens kommen, dies sei jedoch derzeit nicht absehbar, auch aufgrund begrenz-
ter verfügbarer Flächen. Daher sei es notwendig, eine langfristige Zukunftsvision zu 
entwickeln, wie wieder ein ausgeglichenes Budget ohne Unterstützung des Landes er-
reicht werden könne. Wie bereits im Vorjahr angesprochen, halte er es für wesentlich, 
dass Gemeinden verstärkt auf Innovation setzen. In Braunau sehe er insbesondere im 
Bereich der technischen Infrastruktur positive Ansätze. Als Beispiel nennt er die Stra-
ßensanierung mittels Dünnschichtverfahren, durch die deutlich günstigere Kosten-
strukturen erreicht werden könnten. Angesichts der fehlenden finanziellen Mittel für 
umfassende Generalsanierungen seien solche innovativen Lösungen notwendig, um 
die Infrastruktur bestmöglich zu erhalten. Dennoch sei aus seiner Sicht klar, dass es 
ohne eine intensive Auseinandersetzung und Abstimmung mit dem Land keine nach-
haltige Lösung geben werde. Strukturelle Diskussionen über Effizienz und Größe der 
Verwaltung – sowohl auf Gemeinde- als auch auf Landesebene – würden oft verkürzt 
geführt; bei genauer Betrachtung zeige sich, dass viele Aufgaben notwendig und sinn-
voll seien. Entscheidend sei daher eine grundlegende Neuordnung der Aufgabenvertei-
lung zwischen Land und Gemeinden. Abschließend äußert er die Einschätzung, dass 
viele Gemeinden in den kommenden fünf Jahren voraussichtlich nicht aus der Härte-
ausgleichssituation herauskommen würden, was keine positive Zukunftsperspektive 
darstelle. Andere Lösungsansätze sehe er derzeit nicht, insbesondere keine zusätzli-
chen Einnahmequellen. Er erklärt, dass seine Fraktion dem Budget dennoch zustimmen 
werde, da ein handlungsfähiges Budget für die Stadt unerlässlich sei. Bislang hätten le-
diglich laufende Ausgaben gedeckt werden können, während neue Beauftragungen 
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kaum möglich gewesen seien. Um die Weiterentwicklung der Stadt sicherzustellen, sei 
Handlungsfähigkeit jedoch zwingend erforderlich, was letztlich im Interesse aller liege. 
 
Bgm. Mag. Waidbacher hält fest, dass er die Ausführungen von Vbgm. DI Grabner-Sit-
tenthaler vollinhaltlich unterstreichen könne, betont jedoch, dass auch der Bund in die 
Lösungsfindung eingebunden werden müsse. Ohne den Bund werde es nicht gehen, 
zumal die Bundesertragsanteile von dort kommen würden. Aus seiner Sicht sei daher 
insbesondere die Verteilung dieser Mittel sowie die bestehende Struktur zu hinterfra-
gen und entsprechend zu verändern. 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler ergänzt, dass der Bund selbstverständlich ebenfalls Teil 
dieser Überlegungen sei. Die Schwerpunkte der Aufgabenverteilung sieht er jedoch 
insbesondere zwischen Ländern und Gemeinden, die entsprechend neu verhandelt 
werden müssten. 
 
Darauf erwidert Bgm. Mag. Waidbacher, dass die Gemeinden bereits zahlreiche Aufga-
ben des Bundes erfüllen würden. Als Beispiel nennt er das Standesamt, welches aus 
seiner Sicht eine klassische Bundesaufgabe darstelle. Diese werde von der Gemeinde 
vollständig übernommen und auch sehr gut erfüllt, jedoch würden die Kosten vom 
Bund nur zu knapp 10 % ersetzt werden. Das bedeute, dass rund 90 % der Kosten von 
der Gemeinde getragen würden, obwohl es sich um eine fremde Aufgabe handle. Ver-
gleichbare Konstellationen gebe es in vielen Bereichen. Als persönliche Vorstellung 
bringt er ein mögliches Modell zur Aufgabenverteilung ein: Die Gemeinden könnten für 
die Elementarpädagogik zuständig sein, das Land für die Pflichtschulen und der Bund 
für die Bundesschulen. Damit ließe sich seiner Ansicht nach bereits ein wesentlicher 
Teil der Zuständigkeiten klarer regeln. Voraussetzung wäre allerdings, dass sich auch 
eine Stelle finde, die die entsprechenden Schulgebäude übernehme. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über den neuen 
Antrag zu TOP III/1 abstimmen. 

Neuer Antrag: 
Voranschlag: 
- Der vorliegende Voranschlag 2026 wird gemäß § 76 Oö. Gemeindeordnung 1990 

idgF. beschlossen. 
- Der vorliegende Dienstpostenplan Stand 01.01.2026 bildet einen Bestandteil des 

Voranschlages und wird genehmigt. 
- Für die Buchhaltungskonten im Bereich 12 (sonstige Investitionen, Instandhal-

tungen, Sachausgaben Kontenklasse 4, Post- und Telekommunikationsdienste) ist 
eine haushaltswirtschaftliche Sperre in der Höhe von 15 % der Inanspruchnahme 
der Voranschlagsbeträge bis zum 1. Oktober des Jahres einzurichten (§ 14 Oö. 
GHO). 

- Hinsichtlich der Vermietung von gemeindeeigenen Gebäuden wird bis Herbst 
2026 eine angepasste Tarifordnung erarbeitet. 

- Hinsichtlich der Vermietung/Verwendung von gemeindeeigenen Gebäuden wird 
bis Herbst 2026 ein Nutzungskonzept (inkl. Einsparungszielen bzw. -maßnahmen) 
erarbeitet. 
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Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIa am 19.03.2026 / La 

2. Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan 2026-2030 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
GR C. Bachinger erklärt, dass die FPÖ-Fraktion dem mittelfristigen Finanzplan nicht zu-
stimmen werde, da aus ihrer Sicht in den vorliegenden Zahlen keine ausreichenden 
Einsparungsmaßnahmen erkennbar seien. Auch wenn die Darstellung entsprechend 
aufbereitet sei, sehe man darin, dass in den kommenden Jahren ein weiteres Minus 
von rund 12 Millionen Euro entstehen werde, weshalb eine Zustimmung nicht erfolgen 
könne. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/2 ab-
stimmen. 

Antrag: 
Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan (MEFP): 
Der vorliegende Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplan gemäß § 76a Oö. Gemeinde-
ordnung 1990 idg.F wird genehmigt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen Für den Antrag: 
  ÖVP-, SPÖ-, Grüne-Fraktion 
  Gegen den Antrag: 
  FPÖ-Fraktion  
 
an IIa am 19.03.2026 / La 

3. Änderung der Prioritätenreihung 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/3 abstimmen. 
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Antrag: 
Einer Änderung der Prioritätenreihung wird wie folgt zugestimmt: 
 
1. Sanierung Gemeindestraßen 
2. Instandsetzung Kaserngasse 1 (Etappe 1 – Projekt Neubau VS Neustadt) 
3. Förderung der Neuerrichtung Reithalle des Reit-/Voltigiervereines Braunau am 

Inn 
4. Schaffung/Anpassung E-Infrastruktur im Wirtschaftshof  
5. Elektro-Kleinkehrmaschine Wirtschaftshof 
6. Umbau KG Stadt 
7. Neubau Volksschule Neustadt (Etappe 2) 
8. TLFA Feuerwehr Haselbach 2028 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GR Omerovic) 
 
an IIa am 19.03.2026 / La 

4. Kassenkredit 2026; Beschlussfassung durch Gemeinderat 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/4 abstimmen. 

Antrag: 
Zur Aufrechterhaltung der Liquidität der Gemeindekasse wird bei der Salzburger Spar-
kasse Bank AG ein Kassenkredit über EUR 5.000.000,00 aufgenommen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GR Omerovic) 
 
an IIa am 19.03.2026 / La 

5. Voranschlagsentwurf 2026 für die VFI & Co KG und Mittelfristige Finanzplanung 2027 
bis 2030; Zustimmung der Stadtgemeinde Braunau als Kommanditistin 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/5 abstimmen. 
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Antrag: 
Dem Budgetvoranschlag für das Finanzjahr 2026 sowie der Mittelfristigen Finanzpla-
nung 2027 bis 2030 für die VFI & Co KG wird laut beiliegendem Entwurf zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 (ohne GR Omerovic) 
 
an IIa am 19.03.2026 / La 

6. Zustimmung der Stadtgemeinde Braunau als Kommanditistin 
Jahresabschluss der Verein zur Förderung der Infrastruktur der Stadtgemeinde Brau-
nau am Inn & Co KG für das Haushaltsjahr 2025; Genehmigung 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/6 abstimmen. 

Antrag: 
Dem vom Komplementär vorgelegten Jahresabschluss für 2025 wird zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 (ohne GR Omerovic) 
 
an IIb am 19.03.2026 / La 

7. Nachtragsvoranschlag für das Finanzjahr 2025; Überprüfung 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/7 abstimmen. 

Antrag: 
Der Prüfungsbericht der Bezirkshauptmannschaft vom 22.01.2026 wird zur Kenntnis 
genommen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 (ohne GR Omerovic) 
 
an IIa am 19.03.2026 / La 
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8. Techno-Z Braunau; Generalversammlung – Genehmigung Sitzungsprotokolle 

Protokoll vom 09.12.2025 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
StR Winterstätter ergänzt zum Thema Heizung, dass – wie im Akt angeführt – die Um-
setzung zwar dargestellt werde, die Anlage jedoch bereits zu Beginn der letzten Heiz-
saison fertiggestellt worden sei. Durch die Umstellung auf Pellets sei nun eine ange-
nehme Wärme gegeben. Unabhängig davon bleibe jedoch das Problem bestehen, dass 
das Gebäude eine Kältebrücke darstelle, weshalb künftig auch eine thermische Sanie-
rung erforderlich sein werde. 
 
Bgm. Mag. Waidbacher antwortet darauf, dass für diesen Zweck bereits Rücklagen ge-
bildet würden. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/8 ab-
stimmen. 

Antrag: 
Das beiliegende Protokoll der 39. ord. Generalversammlung der Techno-Z Braunau 
Technologiezentrum GmbH einschließlich der gefassten Beschlüsse wird nachträglich 
genehmigt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIa am 19.03.2026 / La 

9. Ankauf Elektro-Kleinkehrmaschine  
Ansuchen um Erhöhung Finanzierungsmittel (von EUR 207.300 auf EUR 218.600) bzw. 
BZ-Mittel durch Ankauf 3. Kehrbesen  
Genehmigung neuer erhöhter Finanzierungsplan  
Ersatz IKD-2025-354613/7-Kt durch IKD-2025-354613/11-Kt 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/9 abstimmen. 

Antrag: 
Der aufsichtsbehördlich genehmigte Finanzierungsplan vom 29. Oktober 2025 (GZ: 
IKD-2025-354613/7-Kt) ist als gegenstandlos zu betrachten. Eben genannter Finanzie-
rungsplan wird durch vorliegenden neuen Finanzierungsplan (GZ: IKD-2025-
354613/11-Kt) ersetzt. Diesem neuen Finanzierungsplan wird zugestimmt. 
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Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIa am 19.03.2026 / La 

10. Ankauf einer Straßen-Kleinkehrmaschine Boschung Urban-Sweeper S2.0 voll-
elektrisch mit drittem Kehrbesen  
Vergabesumme € 195.884,85 netto 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/10 abstimmen. 

Antrag: 
Im Wege der Bundesbeschaffungs-GmbH BBG Nummer GZ-2801.03483.012.00 wird 
eine vollelektrische Straßen-Kleinkehrmaschine mit drittem Frontbesen der Fa. Bo-
schung Type Urban-Sweeper S2.0 zum Preis von € 235.061,82 incl. Ust angekauft. 
Die Beschlussfassung erfolgt vorbehaltlich der Zustimmung des Gemeinderates zum 
angepassten Finanzierungsplan und der Zustimmung zum Budget 2026. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIc am 19.03.2026 / La 

11. Abfallgebühren 2026; Korrektur zu § 8 – Inkrafttreten 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/11 abstimmen. 

Antrag: 
Die im Entwurf vom 24.02.2026 beigeschlossene, vollinhaltlich zur Kenntnis genom-
mene Abfallgebührenordnung 2026 wird erlassen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIb am 19.03.2026 / La 
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12. Lustbarkeitsabgabeverordnung; Erhöhung 

 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/12 abstimmen. 

Antrag: 
Die vorliegende vollinhaltlich zur Kenntnis genommene Muster-Verordnung zur Lust-
barkeitsabgabeverordnung vom 09.02.2026 wird genehmigt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIb am 19.03.2026 / La 

13. Feuerwehr-Gebührenordnung 2026 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/13 abstimmen. 

Antrag: 
Die als Anlage im Entwurf vom 16.02.2026 beigeschlossene, vollinhaltlich zur Kenntnis 
genommene Feuerwehr-Gebührenordnung 2026 wird erlassen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an Ib am 19.03.2026 / La 

14. Feuerwehr-Tarifordnung 2026 
 
StR Dir. Knauseder MSc MMBA berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/14 abstimmen. 

Antrag: 
Die als Anlage im Entwurf vom 16.02.2026 beigeschlossene, vollinhaltlich zur Kenntnis 
genommene Feuerwehr-Tarifordnung 2026 wird erlassen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an Ib am 19.03.2026 / La 
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IV. Anträge des Wirtschaftsausschusses: 

1. Braunauer Ausstellungsverein; Förderansuchen Sachleistungen für  
Herbstmesse 2026 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IV/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Vorbehaltlich eines rechtskräftigen Budgets und einer darin vorgesehenen Bedeckung 
wird folgende Förderung gewährt:  
a) Sachleistungen in der Höhe von 50% der anfallenden Leistungen maximal jedoch 

in der Höhe von € 1.500.-- 
b) eine Barförderung wird in Aussicht gestellt. Der Ausstellungsverein soll erneut um 

Barförderung ansuchen. Eine Entscheidung soll in der nächsten Runde der Kollegi-
alorgane getroffen werden. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIa am 19.03.2026 / La 

2. Möglicher Verkauf GSt.Nr. 257/92, EZ 649, KG 40014 Ranshofen 
an VLW Vereinigte Linzer Wohnungsgenossenschaften 
Gemeinnützige Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IV/2 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
a) Dem Verkauf der GSt.Nr. 257/92, EZ 649, KG 40014 Ranshofen abzüglich Teilstück 

„1“ (24 m²) lt. Vermessungsurkunde GZ 22455-TP vom 29.09.2025 verbleibende 
777 m² wird zugestimmt.  

b) Dem beiliegenden Entwurf des Kaufvertrages vom 18.02.2026 und dem in Zusam-
menhang stehenden Treuhandauftrag wird die Zustimmung erteilt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GR C. Bachinger) 
 
an IIb am 19.03.2026 / La 
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3. GSt.Nr. 338/17 KG Braunau, Eigentum Bankhammer Michael/Janschitz Arno 

GSt.Nr. 338/16 KG Braunau, Kindergarten Süd, Eigentum Stadtgemeinde Braunau 
Vermessung – Bereinigung Naturbestand 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IV/3 abstimmen. 

Antrag: 
Der vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Grundübertragungsvereinbarung (Mus-
ter) vom 11.02.2026 zwischen der Stadtgemeinde Braunau am Inn sowie Michael 
Bankhammer und Arno Janschitz wird zugestimmt und alle Anträge zur grundbücherli-
chen Durchführung beim Vermessungsamt Braunau sollen gestellt werden. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                              (ohne GR C. Bachinger, GR Gapp und 
                                                                              GR Bruckbauer) 
 
an IIb am 19.03.2026 / La 

4. Scheuhub - Naturschutzgebiete Innauen und Ascherweiher; Grundgrenzänderung im 
Zusammenhang mit der Anpassung an den Naturbestand gemäß Flurbereinigungs-
verfahren - Tausch; Vermessungsurkunde Amt der Oö. Landesregierung 
vom07.02.2025, GZ: BY-129/23 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IV/4 abstimmen. 

Antrag: 
a) Der vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Grundübertragungsvereinbarung 

(Entwurf) vom 15.01.2026 zwischen der Stadtgemeinde Braunau am Inn sowie 
Dane u. Renate Copic wird zugestimmt. 

b) Entsprechend der Vermessungsurkunde des Amtes der Oö. Landesregierung vom 
07.02.2025, GZ: BY-129/23, soll das Teilstück "14" (Grst. 1836/1, KG 40014 Ransh-
ofen) dem öffentlichen Gut (Grst. 2803, KG 40014 Ranshofen) zugeschlagen wer-
den. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                              (ohne GR C. Bachinger, GR Gapp und 
                                                                              GR Bruckbauer) 
 
an IIIb am 19.03.2026 / La 
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5. Scheuhub - Naturschutzgebiete Innauen;´Grundgrenzänderung im Zusammenhang 

mit der Anpassung an den Naturbestand gemäß Flurbereinigungsverfahren - Tausch; 
Vermessungsurkunde Amt der Oö. Landesregierung vom 20.02.2025, GZ: BY-130/23 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IV/5 abstimmen. 

Antrag: 
a) Dem vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Antrag der Oö. Landesregierung auf 

"Abschluss des Übereinkommens vor der Behörde (Flurbereinigungsverfahren-
Tausch)" zwischen der Stadtgemeinde Braunau am Inn sowie Hermann und 
Elfriede Forster wird zugestimmt. 

b) Entsprechend der Vermessungsurkunde des Amtes der Oö. Landesregierung vom 
20.02.2025, GZ: BY-130/23, sollen die Teilstücke "5" und "8" (Grst. 1854/17, KG 
40014 Ranshofen) dem Grundstück der Stadtgemeinde Braunau (Grst. 1854/3, KG 
40014 Ranshofen) zugeschlagen werden. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                              (ohne GR C. Bachinger, GR Gapp und 
                                                                              GR Bruckbauer) 
 
an IIIb am 19.03.2026 / La 

6. Auflassung öffentliches Gut (Lederergasse); Teilstück "1" des Grundstückes 395/5, EZ 
2195, KG Braunau lt. Vermessungsurkunde Geometer BRUNNER ZT-GmbH 
vom28.01.2026, GZ 22399 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IV/6 abstimmen. 

Antrag: 
Der Auflassung der Teilfläche "1" des Grst. Nr. 395/5, EZ 2195, KG Braunau aus dem öf-
fentlichen Gut, auf Grundlage der Vermessungsurkunde der Geometer BRUNNER ZT-
GmbH, GZ 22399 vom 28.01.2026 bzw. wie unter Pkt. a) und b) angeführt, wird zuge-
stimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                           (ohne GR C. Bachinger und GR Bruckbauer) 
 
an IIIb am 19.03.2026 / La 
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7. Auf der Haiden; Grundgrenzänderung im Zusammenhang mit der Anpassung an den 

Naturbestand gemäß § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz; Vermessungsurkunde Geo-
meter BRUNNER ZT-GmbH vom 09.12.2025, GZ 17791 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IV/7 abstimmen. 

Antrag: 
a) Den vorangeführten vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Grundtransaktionen, 

auf Grundlage der Vermessungsurkunde der Geometer BRUNNER ZT-GmbH vom 
09.12.2025, GZ 17791-TP wird zugestimmt. 

b) Entsprechend der Vermessungsurkunde der Geometer BRUNNER ZT-GmbH vom 
09.12.2025, GZ 17791-TP, sollen die Teilstücke "1", "2", "3", "4", "6" und "7" dem 
öffentlichen Gut (Grst. 473/16, KG 40013 Osternberg und Grst. 333/12, KG 40014 
Ranshofen) zugeschlagen werden. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                           (ohne GR C. Bachinger und GR Bruckbauer) 
 
an IIIb am 19.03.2026 / La 

8. Wagnerbauerstraße; Grundgrenzänderung im Zusammenhang mit der Anpassung an 
den Naturbestand gemäß § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz; Vermessungsurkunde 
Geometer BRUNNER ZT-GmbH vom 15.10.2025, GZ 22452 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IV/8 abstimmen. 

Antrag: 
a) Den vorangeführten vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Grundtransaktionen, 

auf Grundlage der Vermessungsurkunde der Geometer BRUNNER ZT-GmbH vom 
15.10.2025, GZ 22452-TP wird zugestimmt. 

b) Der Auflassung der Teilfläche des öffentlichen Gutes, auf Grundlage der Vermes-
sungsurkunde der Geometer BRUNNER ZT-GmbH vom 15.10.2025, GZ 22452-TP 
wird zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIb am 19.03.2026 / La 
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9. Tauschvertrag Dr. Mistlberger Susanne; Bereich um Ringstrasse 48, Braunau 

 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IV/9 abstimmen. 

Antrag: 
Dem beiliegenden Entwurf des Tauschvertrages vom 19.02.2026 samt der grundbü-
cherlichen Umsetzung der Vermessungsurkunde GZ 22399-TP vom 28.01.2026 wird die 
Zustimmung erteilt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIb am 19.03.2026 / La 

10. VS Laab – Schulärztin 
Anpassung Stundensatz 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IV/10 abstimmen. 

Antrag: 
Zustimmung zur Anpassung des am 25.10.2022 abgeschlossenen, freien Dienstvertrags 
mit der Schulärztin für die VS Laab lt. vollinhaltlich zur Kenntnis genommenem Ände-
rungsvertrag, Entwurf vom 10.02.2026. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GR Gapp) 
 
an Ib am 19.03.2026 / La 
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11. „Feuerwehrwohnungen“ Laaber Holzweg 48 

Mustermietverträge ab 01.01.2026 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IV/11 abstimmen. 

Antrag: 
Dem beiliegenden Muster des Mietvertrages vom 14.01.2026 zur Vermietung der Feu-
erwehrwohnungen am Laaber Holzweg 48 für die ab 01.01.2026 abzuschließenden 
Mietverträge wird die Zustimmung erteilt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIb am 19.03.2026 / La 

12. Informationsfreiheitsgesetz 
Berichterstattung gemäß § 43 Abs 4 Oö. GemO aufgrund der Übertragungsver- 
ordnung IFG für den Zeitraum 19.11.2025 – 16.02.2026 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IV/12 abstimmen. 

Antrag 
a) Die Entscheidungen über die proaktiven Veröffentlichungen der im Amtsvortrag 

angeführten Informationen werden zur Kenntnis genommen. 
b) Die Entscheidungen über die auf Antrag gewährten Zugänge zu den im Amtsvor-

trag angeführten Informationen werden zur Kenntnis genommen. 
c) Die Entscheidungen über die auf Antrag nicht gewährten Zugänge zu den im Amts-

vortrag angeführten Informationen werden zur Kenntnis genommen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GR Ranftl) 
 
an AD-Jur am 19.03.2026 / La 
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V. Anträge des Planungsausschusses: 

1. Talstraße Lambert, Bebauungsplan Nr. 34 - Änderung Nr. 10; Übereinkommen 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP V/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Wi.A.) 
Dem vorliegenden, vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Entwurf des Übereinkom-
mens mit der Lambert Holding GmbH, Bergstraße 8, 5020 Salzburg vom 18.02.2026 
wird zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GR Ranftl) 
 
an IIIa am 19.03.2026 / La 

2. Talstraße Lambert, Bebauungsplan Nr. 34 - Änderung Nr. 10; Beschlussfassung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP V/2 abstimmen. 

Antrag: 
Aufgrund des im Amtsvortrag angeführten Sachverhaltes und der Begründung wird die 
Änderung Nr. 10 des Bebauungsplanes Nr. 34 lt. Änderungsplan BPL 34.10 - Talstraße 
Lambert vom 18.02.2026 nach den Bestimmungen des Oö. ROG 1994 idgF 
beschlossen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GR Ranftl) 
 
an IIIa am 19.03.2026 / La 
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3. Herzog Heinrich-Straße, Bebauungsplan Nr. 20 - Änderung Nr. 9; Beschlussfassung 

 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP V/3 abstimmen. 

Antrag: 
Aufgrund des im Amtsvortrag angeführten Sachverhaltes und der Begründung wird die 
Änderung Nr. 9 des Bebauungsplanes Nr. 20 lt. Änderungsplan BPL 20.9 - Herzog 
Heinrich-Straße vom 22.01.2026 nach den Bestimmungen des Oö. ROG 1994 idgF 
beschlossen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 19.03.2026 / La 

4. Ringstraße-Kaserngasse, Bebauungsplan Nr. 24/1 - Änderung Nr. 58;  
Beschlussfassung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP V/4 abstimmen. 

Antrag: 
Aufgrund des im Amtsvortrag angeführten Sachverhaltes und der Begründung wird die 
Änderung Nr. 58 des Bebauungsplanes Nr. 24/1 lt. Änderungsplan BPL 24/1.58 - 
Ringstraße-Kaserngasse vom 12.11.2025 nach den Bestimmungen des Oö. ROG 1994 
idgF beschlossen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 19.03.2026 / La 

5. Verständigung Gemeinde St. Peter am Hart, Änderung Flächenwidmungsplan Nr. 6 
(Gst. 723/1, 723/2, 724 KG 40008) 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP V/5 abstimmen. 
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Antrag: 
Der bezogene Vorgang wird als Information zur Kenntnis genommen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 19.03.2026 / La 

6. Verständigung Gemeinde St. Peter am Hart, Änderung Flächenwidmungsplan Nr. 6 
(Gst. 1460 KG 40018) 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP V/6 abstimmen. 

Antrag: 
Der bezogene Vorgang wird als Information zur Kenntnis genommen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 19.03.2026 / La 

VI. Antrag des Verkehrsausschusses: 

1. Erlassung eines Halte- und Parkverbotes in der Fleschenfeldstraße 
 
StR Ing. Pill berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/1 abstimmen. 

Antrag: 
Die als Anlage im Entwurf beigeschlossene, vollinhaltlich zur Kenntnis genommene 
„Verordnung über ein Halte- und Parkverbot in der Fleschenfeldstraße von Objekt 18 
bis Objekt 20“ wird erlassen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an Pol. am 19.03.2026 / La 
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VII. Anträge des Bau- und Umweltausschusses: 

1. Sanierung Wasserleitung im Bereich Mitterweg Teil 1, Zusatz zu BA 26/28; Auftrag 
Fa. ARGE ABA Braunau BA 18 Swietelsky - Strabag zum Preis von 
EUR 879.466,45 netto 
 
GR Gapp berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VII/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Zustimmung zur Beauftragung der Bauarbeiten im Bereich Mitterweg durch die Fa. 
ARGE ABA Braunau BA 18 Swietelsky - Strabag, 4775 Taufkirchen, Maad 17, lt. Verga-
beempfehlung der IBZ-GmbH., Braunau vom 03.02.2026 zum Preis von EUR 879.466,45 
netto. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIb am 19.03.2026 / La 

2. Sanierung Wasserleitung im Bereich Gartenstraße, Zusatz zu BA 26/28; Auftrag Fa. 
ARGE ABA Braunau BA 18 Swietelsky - Strabag zum Preis von EUR 256.683,59 netto 
 
GR Gapp berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VII/2 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Zustimmung zur Beauftragung der Bauarbeiten im Bereich Gartenstraße durch die Fa. 
ARGE ABA Braunau BA 18 Swietelsky - Strabag, 4775 Taufkirchen, Maad 17, lt. Verga-
beempfehlung der IBZ-GmbH, Braunau vom 03.02.2026 zum Preis von EUR 256.683, 59 
netto. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIb am 19.03.2026 / La 
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3. Gewerberechtliche Verfahren – Vorlage der Stellungnahmen der Stadtgemeinde zur 

Information 
 
GR Gapp berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VII/3 abstimmen. 

Antrag: 
Die Stellungnahmen der Stadtgemeinde Braunau werden zur Kenntnis genommen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 19.03.2026 / La 

VIII. Anträge des Sozialausschusses: 

1. Frau für Frau 
Frauenübergangswohnung; 
Förderansuchen 2026 
 
StR Mag. Schäfer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VIII/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
a) Der Verein Frau für Frau erhält für das Jahr 2026 für den Betrieb der Frauenüber-

gangswohnung eine einmalige Förderung in Höhe von EUR 13.000,00. Die Auszah-
lung der Fördersumme erfolgt nach Maßgabe der finanziellen Möglichkeiten vor-
behaltlich genehmigter Voranschlag 2026. 

b) Ein Verwendungsnachweis ist unaufgefordert bis 31.03.2027 vorzulegen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an Ib am 19.03.2026 / La 

  



28 
 
2. Frau für Frau  

Frauen- und Mädchenberatungsstelle; 
Förderansuchen 2026 
 
StR Mag. Schäfer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VIII/2 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
a) Der Verein Frau für Frau erhält für das Jahr 2026 für den Betrieb der Frauen- und 

Mädchenberatungsstelle eine einmalige Förderung in Höhe von EUR 3.500,00. Die 
Auszahlung erfolgt nach Maßgabe der finanziellen Möglichkeiten vorbehaltlich ge-
nehmigter Voranschlag 2026. 

b) Ein Verwendungsnachweis ist unaufgefordert bis 31.03.2027 vorzulegen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GR Kritzinger) 
 
an Ib am 19.03.2026 / La 

IX. Antrag des Sportausschusses: 

1. Tarifanpassung Hallenbad, Sauna und Freibad 
 
StR Mag. Ing. Haberfellner berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IX/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
a) Der Gebührentarif-Anpassung für das Hallenbad und Sauna (ab 01.09.2026), wird 

laut vorliegendem vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Tarifordnungsentwurf 
vom 11.02.2026 zugestimmt. 

b) Der 2 Stundentarif im Freibad soll nur noch über die Punktekarte ermöglicht wer-
den 

c) Der Gebührentarif-Anpassung für das Freibad (ab 1. Mai 2026), wird laut vorlie-
gendem vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Tarifordnungsentwurf vom 
11.02.2026 zugestimmt 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GR Bachinger) 
 
an IIa am 19.03.2026 / La 
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X. Anträge des Prüfungsausschusses: 

1. Prüfung von: 
Organisationsentwicklung und Personalentwicklung 
 
GR DI Mag. Hackl berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP X/1 abstimmen. 

Antrag: 
Der Bericht des Prüfungsausschusses vom 14.01.2026 über die Sitzungen vom 
04.09.2025 und 06.11.2025 zum Thema „Organisationsentwicklung und Personalent-
wicklung“ wird zur Kenntnis genommen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
  (ohne GR Stoiber) 
 
an Bgm-Sekr. am 19.03.2026 / La 

2. Prüfung von: 
Grundbesitz, Gebäude und Liegenschaften 
 
GR DI Mag. Hackl berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP X/2 abstimmen. 

Antrag: 
Der Bericht des Prüfungsausschusses vom 23.02.2026 über die Sitzung vom 22.01.2026 
zum Thema „Grundbesitz, Gebäude und Liegenschaften“ wird zur Kenntnis genom-
men. 

Beschluss:  
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an Bgm-Sekr. am 19.03.2026 / La 
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3. Prüfung von: 

Rechnungsabschluss 2025 
 
GR DI Mag. Hackl berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP X/3 abstimmen. 

Antrag: 
a) Die Rücklagenzuführungen in Höhe von EUR 2.005.933,68 und die Rücklagenent-

nahmen in Höhe von EUR 4.393.169,55 werden wie im Rechnungsabschluss ent-
halten genehmigt. 

b) Der Rechnungsabschluss 2025 wird im vollen Umfang genehmigt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIa am 19.03.2026 / La 

XI. Allfälliges 

1. GR Mag. Kritzinger weist darauf hin, dass auch diese Gemeinderatssitzung nicht ohne 
Einladungen ende. In Kürze würden entsprechende E-Mails zur Feier „100 Jahre Stadt-
kapelle Braunau“ versendet werden. Er kündigt in diesem Zusammenhang zwei Ter-
mine an: Am 30. April finde im Veranstaltungszentrum das Jubiläumskonzert anlässlich 
des 100-jährigen Bestehens statt, bei dem auch das neue Jugendorchester mitwirken 
werde. Ein weiteres Highlight sei der 13. Juni, an dem die Veranstaltung „Dreiklang“ 
zum zweiten Mal, diesmal am Kirchenplatz in Braunau, stattfinden werde. Er äußert 
den Wunsch, möglichst viele Anwesende bei diesen Veranstaltungen begrüßen zu dür-
fen, um das Jubiläum gemeinsam zu feiern. 
 
an KK am 30.03.2026 / La 

 

2. GR DI Mag. Hackl erkundigt sich zum Stand der im Vorjahr intensiv diskutierten Stra-
ßenumbenennungen. Es seien neue Namen beschlossen sowie Entschädigungen fest-
gelegt worden, jedoch bestehe der Eindruck, dass die Umbenennungen noch nicht offi-
ziell umgesetzt worden seien. Er fragt nach dem weiteren Zeitplan. 
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Bgm. Mag. Waidbacher erklärt, dass ein konkretes Datum noch nicht feststehe, da 
noch einzelne technische und organisatorische Fragen – insbesondere hinsichtlich au-
tomatisierter Umstellungen – zu klären seien. Die Umsetzung solle jedoch noch im lau-
fenden Halbjahr erfolgen, spätestens bis Juli. 
 
an KK und Ib am 30.03.2026 / La 

 

3. GR LAbg. Knauseder bringt ein persönliches Anliegen vor und informiert, dass sie die 
Agenden der „Gesunden Gemeinde“ zurückgelegt habe. Sie ersucht darum, eine Per-
son zu finden, die die Leitung des entsprechenden Arbeitskreises übernimmt. Trotz Ge-
sprächen mit mehreren Interessierten habe sich bislang niemand gefunden, da vielfach 
eine finanzielle Entschädigung erwartet werde, die jedoch nicht vorgesehen sei. Sie be-
tont die Bedeutung dieser Funktion und ersucht die Anwesenden, weiterhin aktiv nach 
einer geeigneten Nachfolge zu suchen. Aufgrund ihrer zahlreichen Verpflichtungen 
könne sie diese Aufgabe nicht mehr wahrnehmen. Zudem sei sie vor kurzem erstmals 
Großmutter geworden und wolle sich künftig mehr Zeit für ihre Familie nehmen. Dies 
habe sie auch dazu veranlasst, einige ihrer ehrenamtlichen Tätigkeiten zu überdenken 
und zurückzulegen. Dennoch sei es ihr ein großes Anliegen, dass die Arbeit der „Gesun-
den Gemeinde“ fortgeführt werde. 
 
an Ib am 30.03.2026 / La 
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Der Vorsitzende Mag. Waidbacher eh.  
 
 
 
Unterschriftsermächtigter der ÖVP-Fraktion Haubentrath eh.  
 
 
 
Unterschriftsermächtigter der SPÖ-Fraktion Strobl eh.  
 
 
 
Unterschriftsermächtigter der FPÖ-Fraktion Bachinger eh.  
 
 
 
Unterschriftsermächtigter der GRÜNE-Fraktion Winterstätter eh.  
 
 
 
Schriftführerin Lahner eh.  
 
 
 
Gegen die vorliegende Verhandlungsschrift 
wurden keine Einwendungen erhoben 
 
 
Braunau am Inn, am 28.05.2026 
 
 
Der Vorsitzende Mag. Waidbacher eh.  
 
 
 
 


